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Antrag auf Altersrente 
nach der Satzung der Versorgungseinrichtung der Bezirksärztekammer Trier 

 

Bitte beachten: Anträge können nicht rückwirkend gestellt werden. Bitte lassen Sie uns den Antrag 

spätestens 6 Wochen vor dem gewünschten Rentenbeginn zukommen. 

  

 

Beginn der Rente: _________________________________________ 

 

Angaben zur eigenen Person 
                                                                                             

Mitgliedsnummer: _________________________________________ 

Name, Vorname des Antragsstellers: _________________________________________ 

ggfs. Geburtsname des Antragstellers: _________________________________________ 

Geburtstag: _________________________________________ 

Adresse: _________________________________________ 

 ___________________________________________________ 

Telefon: _________________________________________ 

E-Mail: _________________________________________ 

Familienstand:                                                     _________________________________________ 

 

 

Bankverbindung, wohin die Rente überwiesen werden soll 

 

Kontoinhaber  

(wenn abweichend vom Antragsteller):  ____________________________________________ 

Name des Kreditinstituts: ____________________________________________ 

IBAN:   ____________________________________________       

BIC:  ____________________________________________ 

 
 
Persönliche Identifikationsnummer:            ____________________________________________ 
(Hierbei handelt es sich um die 11stellige Steuer-ID-Nummer.)  
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Haben Sie noch Versicherungszeiten in einem anderen Versorgungswerk oder EU-Land?  
 

 Ja      Nein 
  
Wenn ja, bitte Angaben zum Rentenversicherungsträger ausfüllen:  
     Vom                         bis bei  
 

1.  _____________    ____________    __________________________________________________ 
 
Anschrift (ggfs. Versicherungs-Nr.)   ____________________________________________________ 
 
_________________________________________________________________________________ 
 
       

2.  _____________    ____________    __________________________________________________ 
 

Anschrift (ggfs. Versicherungs-Nr.)   ____________________________________________________ 
 
_________________________________________________________________________________ 
 
 

3.  _____________    ____________    __________________________________________________ 
 
Anschrift (ggfs. Versicherungs-Nr.)   ____________________________________________________ 
 
_________________________________________________________________________________ 
     
 
Soll dieser Antrag für alle vorgenannten Rentenversicherungsträger gültig sein? 
(Bei JA ist hiermit automatisch die Zustimmung zur Datenweitergabe an die anderen Institutionen erteilt.) 
 

 Ja      Nein 
 
 
 
Informationen zur Krankenkasse (bitte zutreffendes ankreuzen) 
 

Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse  
 

Name und Anschrift der Krankenkasse:     
 
 
 
 

Sozialversicherungs-Nr.:  __________________________________________ 
 
Mitglieds-Nummer:    

 
nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse  
 
Beihilfe-/Heilfürsorgeberechtigter nach beamtenrechtlichen Grundsätzen  
 
Elterneigenschaft (bitte ankreuzen, wenn Sie eigene oder adoptierte Kinder haben)  
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Angaben zu Kindern, sofern Anspruch auf Kinderzulage besteht: 

Name, Vorname:     Geschlecht: Geburtsdatum:

   

1.  ____________________________________________ _________       ___________ 

 

2.  ____________________________________________  _________ ___________ 

 

3.  ____________________________________________ _________  ___________ 

 

4.  ____________________________________________ _________  ___________ 

 

Hinweise zur Kinderzulage: 

Unser derzeitiges Satzungsrecht sieht nach § 14 Absatz (5) vor, dass die Kinderzulage bis zur Vollen-
dung des 18. Lebensjahres gewährt wird. Über diesen Zeitraum hinaus wird sie denjenigen Kindern 
gewährt, die sich in Schul- oder Berufsausbildung befinden, ein freiwilliges soziales Jahr leisten oder 
die bei Vollendung des 18. Lebensjahres infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen außerstande 
sind, sich selbst zu unterhalten, solange dieser Zustand dauert. Die Kinderzulage wird längstens bis 
zur Vollendung des 27. Lebensjahres gewährt. Dabei gelten Zeiträume zwischen jeweils zwei Ausbil-
dungsabschnitten und die Zeit zwischen Schulausbildung und Beginn des gesetzlichen Grundwehr-
dienstes bis zu einer Gesamtdauer von höchstens 12 Monaten als Ausbildungszeit, sofern während 
dieser Zeiträume keine Einkünfte erzielt werden, die nach dem Bundes-Kindergeldgesetz für die Zah-
lung von Kindergeld nicht überschritten sein darf. Grundwehr-/ Ersatzdienstzeit führt zur einer ent-
sprechenden Verlängerung des Anspruches. 
 

Für jedes zulagenberechtigte Kind ist eine Geburtsurkunde in deutscher Sprache beizulegen. 

Für Kinder zwischen dem 18. Lebensjahr und Vollendung des 27. Lebensjahrs ist zusätzlich eine 

deutschsprachige Bescheinigung über eine Schul- oder Berufsausbildung bzw. Studium vorzulegen.  

 

Ich bestätige, dass ich für die o.a. Kinder Sorge trage, vor allem, dass ich deren Unterhalt sicherstelle. 

 

 

Hinweis gemäß Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO): 
Die Datenschutzhinweise habe ich bereits zur Kenntnis genommen. 
 

 

 

_________________________________   _____________________________________ 

Ort, Datum      Unterschrift des Antragstellers 

 

 
BESTÄTIGUNG DER MELDEBEHÖRDE 

 
Hiermit bestätigen wir die Richtigkeit der Geburtsdaten der aufgeführten Person(en) und dass sie 
lebt (leben). 
 
 
 
_________________________________   _____________________________________ 

Ort, Datum      Unterschrift mit Siegel der Meldebehörde 
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Die folgenden Unterlagen sind zum Verbleib bei Ihnen gedacht: 

 
 

Checkliste zum Rentenantrag 
 

 
Haben Sie an alles gedacht? 
 
 
    
  Antrag (ausgefüllt und unterschrieben) 

 
 
Meldebescheinigung des Antragstellers (erhalten Sie beim Einwohnermelde-
amt bzw. Bürgerbüro) oder persönliche Vorstellung (bitte bringen Sie Ihren 
Personalausweis oder Reisepass mit) 
 
 
Geburtsurkunde für jedes zulagenberechtigte Kind (in deutscher Sprache) 
 
 
Zulagenberechtigtes Kind zwischen 18 und 27 Jahren: Nachweis über Schul- 
bzw. Berufsausbildung (in deutscher Sprache) 
 
 
Kinder, die jünger als 18. Lebensjahr sind: Bestätigung der Meldebehörde   
 
  
Nur wenn Mitglied in einer gesetzlichen Krankenkasse: 
Kopien der Geburtsurkunden aller Kinder zur Ermittlung des Beitragssatzes für 
die Pflegeversicherung  
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Kindererziehungszeit bzw. Mütterrente in der Versorgungseinrichtung Trier 
 
Seit 01. Juli 2019 gilt:  

• Mit dem Begriff Mütterrente ist eine bessere Anerkennung von Erziehungszeiten für 
Kinder gemeint, die vor 1992 geboren wurden. Die Mütterrente gibt es seit dem 1. 
Januar 2014. Zum 1. Januar 2019 wurde die "Mütterrente II" eingeführt, dank der Er-
ziehende pro Kind, das vor 1992 geboren wurde, bis zu einem halben Jahr Erzie-
hungszeit zusätzlich bei der Rente angerechnet bekommen. Dies entspricht bis zu ei-
nem zusätzlichen halben Rentenpunkt. Pro Kind sind jetzt bis zu 30 Monate Kinderer-
ziehungszeit möglich, das entspricht bis zu zweieinhalb Rentenpunkten.. 

 
 
Wichtig:  
Für die Mitglieder von Versorgungswerken werden die Kindererziehungszeiten nicht beim 
Versorgungswerk angerechnet, sondern bei der Deutschen Rentenversicherung Bund. 
Im Versicherungsverlauf der Versorgungseinrichtung Trier werden die Zeiten von Mutter-
schutz und Erziehung jedoch erfasst, um diese z. B. bei der Berechnung der BU-Rente rauszu-
rechnen, damit das Mitglied (in der Regel die Mutter) nicht schlechter gestellt wird, als ein 
Mitglied, das durchgängig gearbeitet hat. 
 
 
Durch die Verbesserung der Anrechnung von Kindererziehungszeiten ergeben sich auch für 
Mitglieder der Versorgungseinrichtung Trier, die bisher keinen Rentenanspruch bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV) hatten, seit dem 01.07.2014 mögliche Ansprü-
che. 
 
Sie können hierzu Kontakt mit einer Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung 
Bund aufnehmen: 

Kostenloses Servicetelefon 

• 0800 1000 4800 Mo - Do 07:30 - 19:30, Fr 07:30 - 15:30  

 

Seit Mitte der 90er Jahre leiten die gesetzlichen Krankenversicherungen die Mutter-
schutzdaten an die DRV weiter.  
Mitgliedern, die privat krankenversichert sind und / oder deren Kinder in den 90er Jah-
ren oder davor geboren wurden, raten wir daher, ihre Zeiten bei der DRV zu überprüfen 
und ggfs. die Anerkennung der Kindererziehungszeiten in Zusammenhang mit einer Kon-
tenklärung zu beantragen. 

tel:080010004800
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Merkblatt zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung für unsere Rentenempfänger  
 

1. Wann ist ein Leistungsempfänger der Versorgungseinrichtung der Bezirksärztekammer Trier 
kranken- bzw. pflegeversicherungspflichtig? 
a)  Wenn er nochmals oder erstmals eine unselbständige Tätigkeit mit einem monatlichen Ar-

beitsentgelt von nicht mehr als 75 % der für Jahresbezüge in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung geltenden Beitragsbemessungsgrenze aufnimmt. Bei nur geringfügiger Tätigkeit besteht 
Versicherungsfreiheit.  

 

b) Wenn er eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhält und er seit der erstmali-
gen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, bis zur Stellung des Rentenantrages mindestens neun 
Zehntel der zweiten Hälfte des Zeitraums aufgrund einer Pflichtversicherung Mitglied war (§ 5 
Abs. 1, Nr. 11 SBG V). 

 

c) Mitglieder der Landwirtschaftlichen Krankenkasse sind auch dann versicherungspflichtig, wenn 
sie keine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen. 

 
2.  Welche Bezüge werden zur Berechnung des Krankenversicherungs- bzw. Pflegeversicherungs-

beitrages herangezogen? 
a) Besteht nach Abs. 1 Buchstabe a) Kranken- sowie Pflegeversicherungspflicht, so werden die 

Bezüge in folgender Reihenfolge herangezogen bis die Beitragsbemessungsgrenze erreicht ist: 
 1.   Arbeitsentgelt aus unselbständiger Tätigkeit 
 2.   Versorgungsbezüge (Rente aus der Versorgungseinrichtung) 
 3.   Arbeitseinkommen aus selbständiger Tätigkeit 

Wird daneben noch eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung bezogen, so wird   
diese zusätzlich bis zur Beitragsbemessungsgrenze der Beitragspflicht unterworfen. 
 

b) Besteht nach Abs. 1 Buchstabe c) Kranken- bzw. Pflegeversicherungspflicht, so werden die Be-
züge in folgender Reihenfolge herangezogen bis die Beitragsbemessungsgrenze erreicht ist: 
1.   Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
2.   Versorgungsbezüge (Rente aus der Versorgungseinrichtung) 

 3.   Arbeitseinkommen aus selbständiger Tätigkeit 
 
3. Wie ist zu verfahren? -§ 202 SBG V- 

Kranken-  bzw.  pflegeversicherungspflichtige   Leistungsempfänger   müssen  die   der   Beitrags-
entrichtung zugrunde liegenden Einkünfte und bei Versorgungsbezügen die Zahlstelle 
(=Versorgungseinrichtung der Bezirksärztekammer Trier) der zuständigen Krankenkasse mitteilen. 
Die Krankenkasse teilt dann der Versorgungseinrichtung die Höhe der von den Ver-
sorgungsbezügen einzubehaltenden und an die Krankenkasse abzuführenden Bezüge mit. 
Da Beiträge von den Rentenbezügen bis zur Beitragsbemessungsgrenze zu erheben sind, müssen 
sie jeweils neu festgesetzt werden, wenn sich die Rentenhöhe, die Höhe der Versorgungsbezüge, 
die Beitragsbemessungsgrenze oder der Beitragssatz ändert. 
 

4. Schlussbemerkung 
Die Leistungsempfänger sollten möglichst bald bei den zuständigen Krankenkassen klären lassen, 
ob sie kranken- und pflegeversicherungspflichtig sind.  
Ob bei Kranken- und Pflegeversicherungspflicht die Befreiungsmöglichkeit genutzt werden soll, 
müssen die betroffenen Leistungsempfänger selbst entscheiden. 


